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Antrag 
der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin Runge, Ulrike Gote, 
Ludwig Hartmann, Renate Ackermann, Dr. Sepp Dürr, Anne Franke, 
Thomas Gehring, Eike Hallitzky, Christine Kamm, Dr. Christian Ma-
gerl, Thomas Mütze, Maria Scharfenberg, Theresa Schopper, Adi Sprin-
kart, Christine Stahl, Claudia Stamm, Susanna Tausendfreund, Simone 
Tolle und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Keine Genehmigung für Fracking zur Erschließung unkonventioneller 
Erdgasvorkommen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,  

─ sich beim Bundesrat für ein Verbot von Fracking-Methoden bei der Erd-
gasgewinnung einzusetzen, 

─ der geplanten Änderung der UVP-Verordnung-Bergbau und der geplan-
ten Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes nicht zuzustimmen, 

─ sich für eine Änderung des Bergrechts einzusetzen mit dem Ziel einer 
deutlichen Steigerung der Transparenz und der Bürgerbeteiligung. 

 
 
Begründung: 

Der Druck auf die Genehmigungsbehörden und in der Öffentlichkeit zur Genehmi-
gung von Fracking-Methoden bei der Aufsuchung bzw. Erschließung neuer, so ge-
nannter unkonventioneller Erdgasfelder nimmt zu. Zu Recht sind die Fracking-Metho-
den umstritten, da sie eine erhebliche Gefährdung von Wasser, Boden und z.T. auch 
Luft darstellen. Es handelt sich um alles andere als eine ausgereifte Technologie. An-
gesichts des immensen Energieaufwands ist auch die Klimabilanz der Gasgewinnung 
fragwürdig. 

Die Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas unter Einsatz der Fracking-Technologie 
und bei Verwendung umwelttoxischer Chemikalien ist nach dem derzeitigen Stand 
der Wissenschaft nicht verantwortbar. Es können nach dem aktuellen Wissensstand 
keine ausreichenden Anforderungen gestellt werden, wie die Fracking-Technologie 
gefahrlos eingesetzt werden kann. Eine Genehmigung von Fracking-Methoden muss 
daher ausgeschlossen werden. 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesumweltministers zu Änderungen im 
Wasserhaushaltsgesetz und zur Umweltverträglichkeitsprüfung stellen keine Alterna-
tive zu dem gewünschten Verbot von Fracking dar. Sie regeln die Anwendung von 
Fracking-Methoden weitgehend in den Gebieten, in denen bisher Fracking schon ver-
boten war und geben dafür andererseits den überwiegenden Teil der Fläche für Fra-
cking-Anwendungen frei. 

Die Transparenz und die Öffentlichkeitsbeteiligung im Bergrecht liegen im Vergleich 
zu den Beteiligungsmöglichkeiten bei Genehmigungsverfahren bei anderen oberirdi-
schen Eingriffen weit zurück. Die Umweltauswirkungen können aber bei bergrechtli-
chen Genehmigungen ähnlich gravierend sein. Daher ist das Bergrecht dringend zu re-
formieren.  

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 


